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Drucksache 663 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 3. Juli 1954 

7 — 80604 — 924/54 VI 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über das Zweite Ab- 
kommen zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Republik Österreich über 
Sozialversicherung 

nebst Text des Zweiten Abkommens und des Schlußprotokolls sowie 
Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundestages 
herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit. 

Der Bundesrat hat in seiner 125. Sitzung am 2. Juli 1954 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetz- 
entwurf keine Einwendungen zu erheben. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Drude: Bonner Universltäts-Budidrudeerel Gebr. Scheut, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Bans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20, 
Telefon 3551 



Entwurf eines Gesetzes 

über das Zweite Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Österreich über Sozialversicherung 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Salzburg am 11. Juli 1953 Unter- 
zeichneten Zweiten Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik 
Österreich über Sozialversicherung sowie dem 
gleichzeitig Unterzeichneten Schlußprotokoll 
wird zugestimmt. 

Artikel 2 

(1) Das Abkommen nebst Schlußprotokoll 
wird nachstehend mit Gesetzeskraft veröffent- 
licht. 

(2) Der Tag, an dem die Bestimmungen des 
Abkommens nach seinem Artikel 22 und das 
Sdilußprotokoll in Kraft treten, ist im Bun- 
desgesetzblatt bekanntzugeben. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, 
wenn das Land Berlin die Anwendung dieses 
Gesetzes feststellt. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 
1. Januar 1953 in Kraft. 
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Zweites Abkommen zwischen 

der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich 
über Sozialversicherung 


Der Präsi dent 

der Bundesrepublik Deutschland 
und 

der Bundespräsident 
der Republik Österreich 
von dem Wunsche geleitet, das Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich 
über Sozialversicherung vom 21. April 1951 (Erstes Ab- 
kommen über Sozialversicherung) zu ändern und zu er- 
gänzen, sind übereingekommen, zu diesem Zwecke ein 
Zweites Abkommen zu schließen und haben zu ihren 
Bevollmächtigten ernannt: 

Der Präsident der Bundesrepublik Deutschland 
Herrn J osef Eckert, 

Ministerialdirektor im Bundesministerium für Arbeit, 

der Bundespräsident der Republik Österreich 
Herrn Dr Arthur Rudolph, 

Sektionschef i R. 

und Leiter der Sozialversicherungssektion 
im Bundesministerium für soziale Verwaltung, 
die nachstehende Bestimmungen vereinbart haben: 


TEIL I 

Änderung der Artikel 11, 19 und 32 
des Ersten Abkommens über Sozialversicherung 

Artikel 1 

Das Erste Abkommen über Sozialversicherung wird wie 
folgt geändert: 

1. Der Artikel 11 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 11 

Für die Krankenversicherung der Empfänger von 
Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung gelten 
nur die Bestimmungen der Artikel 2, 7, 8, des Artikels 9 
Absätze 1 und 2 und der Artikel 10, 12 und 13," 

2. Im Artikel 19 erhält Absatz 1 Buchstabe a folgende 
Fassung: 

„a) beider Vertragsstaaten der Grundbetrag, der Kin- 
derzuschuß, die Waisenrente der knappschaftlichen 
Rentenversicherung und der Knappschaftssold," 

3. Im Artikel 32 wird als neuer Absatz 2 eingefügt: 

„(2) Die für die Rentenversicherungen in der Bun- 
desrepublik Deutschland zuständigen Verbindungs- 
stellen haben auch die auf Grund des Abschnittes IV 
des Abkommens geltend gemachten Leistungsanspüche 
festzustellen, soweit nicht die Bundesbahn-Versiche- 
rungsanstalt oder die Seekasse zuständig ist." 

Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 


TEIL II 

Einbeziehung des Landes Berlin 

Artikel 2 

(1) Das Erste Abkommen über Sozialversicherung und 
dieses Abkommen sowie die zur Durchführung dieser Ab- 
kommen geschlossenen Vereinbarungen gelten auch im 
Land Berlin, wenn nicht die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland gegenüber der Regierung der Republik Öster- 
reich innerhalb von drei Monaten nach dem Tage des 
Austausches der Ratifikationsurkunden zu diesem Ab- 
kommen eine gegenteilige Erklärung abgibt. 

(2) Bei Anwendung der Abkommen und der zur Durch- 
führung geschlossenen Vereinbarungen gelten Bezug- 
nahmen auf die Bundesrepublik Deutschland auch als 
Bezugnahmen auf das Land Berlin. 


Artikel 3 

(1) Für die Anwendung der Abkommen im Land Berlin 
treten an die Stelle der im Artikel 23 Satz 1 des Ersten 
Abkommens über Sozialversicherung genannten Versiche- 
rungsträger in der Bundesrepublik Deutschland die für die 
Unfallversicherung und die Rentenversicherungen im Land 
Berlin zuständigen Versicherungsträger. 

(2) Als Versicherungsträger im Sinne der Bestimmun- 
gen des Artikels 23 Ziffer 2 Buchstabe bb des Ersten Ab- 
kommens über Sozialversicherung gelten 

für die Zeit vom 1. Juli 1945 bis 31. Januar 1949 
die Versicherungsanstalt Berlin, 

für die Zeit vom 1. Februar 1949 bis 31. März 1952 
die Versicherungsanstalt Berlin (West), 

seit dem 1. April 1952 

die Landesversicherungsanstalt Berlin. 


TEIL III 

Vom Ersten Abkommen über Sozialversicherung 
nicht erfaßte Ansprüche und Anwartschaften beider- 
seitiger Staatsangehöriger und Volksdeutscher 

Abschnitt I 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 4 

(1) Gegenstand der Bestimmungen des Teiles III sind 

1. Leistungsansprüche aus Arbeitsanfällen (Berufs- 
krankheiten) aus der Zeit vor dem l.Mai 1945, 
die unter die Entschädigungspflicht der deutschen 
Unfallversicherung fielen oder vor dem 1. Mai 
1945 aus Sozialversicherungen anderer Staaten 
in die Entschädigungspflicht der deutschen Unfall- 
versicherung übernommen worden sind, sofern 
diese Leistungsansprüche nicht nach Artikel 23 
oder 24 des Ersten Abkommens über Sozialver- 
sicherung von Versicherungsträgern in der Bun- 
desrepublik Deutschland oder in der Republik 
Österreich zu übernehmen sind, 

2. Leistungsansprüche und Anwartschaften, die vor 
dem 1. Mai 1945 in den deutschen Rentenver- 
sicherungen entstanden oder in diese Versiche- 
rungen aus Sozialversicherungen anderer Staaten 
übernommen worden sind, sofern diese Lei- 
stungsansprüche und Anwartschaften nicht nach 
Artikel 23 oder 24 des Ersten Abkommens über 
Sozialversicherung von Versicherungsträgern in 
der Bundesrepublik Deutschland oder in der Re- 
publik Österreich zu übernehmen sind, 

3. nicht in die deutsche Unfallversicherung über- 
nommene Leistungsansprüche aus Arbeitsunfällen 
(Berufskrankheiten) aus der Zeit vor dem 1 Mai 
1945, die unter die Entschädigungspflicht einer 
Sozialversicherung gegen Arbeitsanfälle und Be- 
rufskrankheiten fallen, die in einem am 31. De- 
zember 1937 zum Territorium der folgenden Staa- 
ten gehörigen Gebiete bestand: 

Bulgarien 

Estland 

Jugoslawien 

Lettland 

Litauen 

Polen 

Rumänien 

Tschechoslowakei 

Ungarn, 
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4. vor dem 1. Mai 1945 entstandene und nicht in 
eine deutsche Rentenversicherung übernommene 
Leistungsansprüche und Anwartschaften aus So- 
zialversicherungen für die Fälle der Invalidität 
{Berufsunfähigkeit), des Alters oder des Todes, 
die in einem der in Ziffer 3 angeführten Gebiete 
bestanden, 

soweit diese Leistungsansprüche und Anwartschaften Per* 
sonen zustehen, die sich im Zeitpunkt der Unterzeichnung 
dieses Abkommens im Gebiete d-er Republik Österreich 
nicht nur vorübergehend aufhalten und in diesem Zeit- 
punkt entweder die deutsche Staatsangehörigkeit oder die 
österreichische Staatsbürgerschaft besitzen oder als Volks- 
deutsche (Personen deutscher Sprachzugehörigkeit, die 
staatenlos sind oder deren Staatsangehörigkeit ungeklärt 
ist) anzusehen sind. 

(2) Leistungsansprüche und Anwartschaften nach Ab- 
satz 1 Ziffern 1 und 2, die unter das Abkommen vom 
21. Oktober 1939 zwischen dem Deutschen Reich und 
Italien über die wirtschaftliche Durchführung der Um- 
siedlung von Volksdeutschen und deutschen Reichsange- 
hörigen aus Italien in das Deutsche Reich fielen, sind nicht 
Gegenstand dieses Abkommens. 


Artikel 5 

(1) Auf Grund der Leistungsansprüche und Anwart- 
schaften, die nach Artikel 4 Gegenstand dieses Abkom- 
mens sind, werden ausschließlich aus der entsprechenden 
österreichischen Versicherung nach Maßgabe der folgen- 
den Bestimmungen Leistungen gewährt. Es entsprechen 

a) die österreichische Unfallversicherung der deut- 
schen Unfallversicherung und sonstigen Sozial- 
versicherungen gegen Arbeitsunfälle und Berufs- 
krankheiten, 

b) die österreichische Angestelltenversicherung der 
deutschen Rentenversicherung der Angestellten 
(Angestelltenversicherung) und sonstigen Sozial- 
versicherungen für die Fälle der Berufsunfähig- 
keit (Invalidität), des Alters oder des Todes, die 
im wesentlichen nur Angestellte erfaßten, 

c) die österreichische knappschaftliche Rentenver- 
sicherung der deutschen knappschaftlichen Ren- 
tenversicherung und sonstigen Sozialversicherun- 
gen für die Fälle der Invalidität (Berufsunfähig- 
keit), des Alters oder des Todes, die im wesent- 
lichen nur Beschäftigte im Bergbau oder in 
Hüttenwerken erfaßten, und 

d) die österreichische Invalidenversicherung der 
deutschen Rentenversicherung der Arbeiter (In- 
validenversicherung) und sonstigen Sozialver- 
sicherungen für die Fälle der Invalidität (Berufs- 
unfähigkeit), des Alters oder des Todes, die nicht 
unter b oder c fallen. 

(2) Auf Grund von Leistungsansprüchen und Anwart- 
schaften, die zwar in einer für Arbeiter und Angestellte 
gemeinsamen Sozialversicherung für die Fälle der In- 
validität (Berufsunfähigkeit), des Alters oder des Todes, 
aber in einer den Angestellten vorbehaltenen Versiche- 
rungsgruppe erworben worden sind, werden in der öster- 
reichischen Angestelltenversicherung Leistungen gewährt. 


Artikel 6 

(1) Soweit im folgenden nicht anderes bestimmt ist, 
sind für die Feststellung und Gewährung von Leistungen 
auf Grund der den Gegenstand dieses Abkommens bil- 
denden Leistungsansprüche und Anwartschaften die Vor- 
schriften der nach den Bestimmungen des Artikels 5 in 
Betracht kommienden österreichischen Versicherung maß- 
gebend; die Vorschriften über die Wanderversicherung 
sind hierbei entsprechend anzuwenden. 

(2) Ist die Feststellung einer Leistung beantragt, so 
kann der Versicherungsträger, sobald seine Leistungs- 
pflicht dem Grunde nach feststeht, bis zur rechtskräftigen 
Feststellung der Leistung eine vorläufige Leistung ge- 
währen. 


Abschnitt II 

Besondere Bestimmungen 

Kapitel 1 

Unfallversicherung 

Artikel 7 

(1) Auf Grund eines Leistungsanspruches aus einer 
Sozialversicherung gegen Arbeitsunfälle und Berufskrank- 
heiten (Artikel 4 Absatz 1 Ziffern 1 und 3) wird eine 
Leistung aus der österreichischen Unfallversicherung nur 
gewährt, wenn der Antrag auf Feststellung der Leistung 
binnen einem Jahr nach dem der Kundmachung dieses 
Abkommens im Bundesgesetzblatt für die Republik Öster- 
reich folgenden Monatsersten beim zuständigen öster- 
reichischen Versicherungsträger (Absatz 2) gestellt wird. 
Treten die Voraussetzungen für die Entschädigungspflicht 
erst nach der Kundmachung dieses Abkommens ein, so 
muß der Antrag auf Feststellung der Leistung bei son- 
stigem Ausschluß binnen sechs Monaten nach dem Eintritt 
der Voraussetzungen für die Entschädigungspflicht gestellt 
werden. Die Fristen verlängern sich um die Zeiträume, 
während welcher der Antragsteller nachweislich ohne 
eigenes Verschulden verhindert war, den Antrag zu 
stellen. 

(2) Zur Feststellung und Gewährung der Leistung ist 
in den Fällen des Absatzes 1 der Träger der österreichi- 
schen Unfallversicherung zuständig, der für die Tätigkeit, 
bei der sich der Arbeitsunfall ereignet oder weiche die 
Berufskrankheit verursacht hat, nach den bei Einbringung 
des Feststellungsantrages geltenden österreichischen Vor- 
schriften sachlich zuständig wäre. Liegt jedoch ein späterer 
nach- innerstaatlicher Vorschrift oder nach den Bestim- 
mungen eines zwischenstaatlichen Abkommens unter die 
Entschädigungspflicht der österreichischen Unfallversiche- 
rung fallender Arbeitsunfall vor, der nur im Zusammen- 
hänge mit der nach diesem Abkommen zu übernehmenden 
Entschädigungspflicht zu einem Leistungsanspruch führt, 
so ist der Unfallversicherungsträger zuständig, dem die 
Entschädigungspflicht aus dem späteren Unfall obliegt. 

(3) Die Fristen nach Absatz 1 gelten auch dann als ge- 
wahrt, wenn der Antrag bei einem nicht zuständigen 
österreichischen Versicherungsträger oder bei einer öster- 
reichischen Behörde eingebracht worden ist; der Antrag 
ist ohne Verzug an den zuständigen Versicherungsträger 
weiterzuleiten. 

Artikel 8 

(1) Für die Bemessung der nach Artikel 7 zu gewäh- 
renden Leistungen gelten als Jahresarbeitsverdienst, so- 
fern nach der Art der Beschäftigung im Zeitpunkte des 
Unfalles gemäß den bei Einbringung des Feststellungs- 
antrages geltenden österreichischen Vorschriften 

a) der Versicherte zur Invalidenversicherung zuge- 
hörig gewesen wäre, 2000 Schilling, bei Frauen 
1300 Schilling, bei Beschäftigung als ungelernter 
landwirtschaftlicher Arbeiter 1200 Schilling, bei 
Frauen 900 Schilling, 

b) der Versicherte zur Angestelltenversicherung zu- 
gehörig gewesen wäre, 3000 Schilling, bei Frauen 
2000 Schilling, oder 

c) der Versicherte zur knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung zugehörig gewesen wäre, 2500 Schilling, 
bei Frauen 1700 Schilling. 

(2) Bei selbständiger Erwerbstätigkeit in der Landwirt- 
schaft oder in der Forstwirtschaft im Zeitpunkte des Un- 
falles gelten als Jahresarbeitsverdienst 1200 Schilling, bei 
sonstiger selbständiger Erwerbstätigkeit in diesem Zeit- 
punkte 2400 Schilling. 

(3) Der § 4 und der § 5 Absatz 2 der Verordnung vom 
9. November 1944 (Deutsches Reichsgesetzbl. I S. 324) und 
die zur Durchführung und Ergänzung erlassenen Vorschrif- 
ten werden nicht angewendet. 

(4) Zu den Leistungen werden Zuschläge, Ernährungs- 
zulage und Wohnungsbeihilfe nach Maßgabe der bezüg- 
lichen Vorschriften gewährt. 
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Kapitel 2 

Rentenversicherungen 

Artikel 9 

(1) Ein Leistungsanspruch im Sinne des Artikels 4 Ab- 
satz 1 Ziffer 2 oder 4 liegt vor, wenn vor dem 1. Mai 1945 
eine Rente zuerkannt war 

a) auf Grund des Versicherungsfalles des Alters oder 
des Todes, 

b) auf Grund des Versicherungsfalles der Invalidität 
(Berufsunfähigkeit), in diesem Falle jedoch nur, 
wenn die Invalidität {Berufsunfähigkeit) bis zur 
Einbringung des Antrages auf Feststellung der 
auf Grund dieses Leistungsanspruches aus der 
österreichischen Versicherung zu gewährenden 
Leistung oder bis zu dem vor der Antragstellimg 
eingetretenen Tod des Versicherten gedauert hat. 

(2) Eine Anwartschaft im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 
Ziffer 2 oder 4 liegt vor, wenn vor dem 1. Mai 1945 eine 
Rente auf Grund des Versicherungsfalles der Invalidität 
{Berufsunfähigkeit) zuerkannt war, die Voraussetzung des 
Absatzes 1 Buchstabe b jedoch nicht erfüllt ist oder wenn 
Versicherungszeiten aus der Zeit vor dem 1. Mai 1945 
vorliegen, eine Rente aber vor diesem Zeitpunkte nicht 
zuerkannt worden ist. 


Artikel 10 

(1) Ein Leistungsanspruch oder eine Anwartschaft im 
Sinne des Artikels 9 wird in einer Leistung aus einer 
österreichischen Rentenversicherung nur berücksichtigt, 
wenn der Berechtigte den Antrag auf Vormerkung des 
Leistungsanspruches oder der Anwartschaft bei dem nach 
Absatz 2 zur Vormerkung zuständigen österreichischen 
Versicherungsträger binnen einem Jahr nach dem der 
Kundmachung dieses Abkommens im Bundesgesetzblatt 
für die Republik Österreich folgenden Monatsersten stellt. 
Diese Frist verlängert sich um die Zeiträume, während 
welcher der Antragsteller nachweislich ohne eigenes Ver- 
schulden verhindert war, den Antrag zu stellen. Der An- 
trag auf Feststellung der Leistung kann gleichzeitig mit 
dem Vormerkungsantrag eingebracht werden. Der Ar- 
tikel 7 Absatz 3 wird angewendet. 

(2) Zur Vormerkung des Leistungsanspruches oder der 
Anwartschaft ist der Träger der österreichischen Renten- 
versicherung zuständig, in der auf Grund des Leistungs- 
anspruches {der Anwartschaft) bei Erfüllung der Voraus- 
setzungen eine Leistung zu gewähren ist. Wäre hiernach 
eine Leistung aus der Invalidenversicherung zu gewähren, 
so ist der Träger zuständig, der bei Anwendung der inner- 
staatlichen Vorschriften zur Feststellung und Gewährung 
der Leistung berufen wäre, wenn die dem Leistungs- 
anspruch {der Anwartschaft) zugrunde liegenden Ver- 
sicherungszeiten mit dem Beschäftigungsort, bei freiwilli- 
ger Versicherung mit dem Wohnort im Gebiete der 
Republik Österreich verbracht worden wären. Kommen 
für die Gewährung der Leistung mehrere österreichische 
Rentenversicherungen in Betracht, so ist zur Vormerkung 
der Träger der österreichischen Rentenversicherung zu- 
ständig, der bei Anwendung der innerstaatlichen Vor- 
schriften über die Wanderversicherung die Gesamtleistung 
festziistellen und zu gewähren hätte. 

(3) Liegen bei der Antragstellung auf die Vormerkung 
auch österreichische Versicherungszeiten vor, so sind für 
die Feststellung der Zuständigkeit auch diese Versiche- 
rungszeiten zu berücksichtigen. 

(4) über die Vormerkung hat der zuständige öster- 
reichische Versicherungsträger einen mit Rechtsmittel- 
belehrung versehenen Bescheid zu erlassen. Dieser kann 
im schiedsgerichtlichen Verfahren wie ein Bescheid über 
eine Leistung der Rentenversicherung angefochten werden. 

Artikel 11 

Zur Feststellung und Gewährung einer Leistung, in der 
ein Leistungsanspruch oder eine Anwartschaft im Sinne 
des Artikels 9 zu berücksichtigen ist, ist der österreichi- 
sche Versicherungsträger zuständig, der auf Grund der 


bei Einbringung des Feststellungsantrages vorliegenden 
Versicherungszeiten in entsprechender Anwendung des 
Artikels 10 Absätze 2 und 3 die Leistung festzustellen 
und zu gewähren hätte. 

Artikel 12 

(1) Ist unter Berücksichtigung eines Leistungsaiispruches 
im Sinne des Artikels 9 Absatz 1 eine diesem entspre- 
chende Leistung {Absatz 2) aus einer österreichischen 
Rentenversicherung festzustellen, so gilt die Wartezeit als 
erfüllt. Anspruch auf einen Steigerungsbetrag besteht für 
die Versicherungszeiten, die bei der Bemessung der vor 
dem l.Mai 1945 zuerkannten Rente berücksichtigt worden 
sind. Sind die bei Bemessung dieser Rente berücksich- 
tigten Wrsicherungszeiten nicht feststellbar, so wird an- 
genommen, daß der Bemessung dieser Leistung Versiche- 
rungszeiten im Ausmaße der für die Leistung aus der 
österreichischen Versicherung erforderlichen Wartezeit 
zugrunde gelegt waren. 

(2) Als dem berücksichtigten Leistungsanspruch ent- 
sprechend gilt die aus einer österreichischen Rentenver- 
sicherung festzustellende Leistung 

a) aus dem gleichen Versicherungsfall, aus dem die 
Rente vor dem l.Mai 1945 zuerkannt worden ist, 

b) aus dem Versicherungsfall des Todes nach einer 
auf Grund des Versicherungsfalles der Invalidi- 
tät {Berufsunfähigkeit) oder des Alters vor dem 
l.Mai 1945 zuerkannten Rente. 

Artikel 13 

(1) Ist unter Berücksichtigung einer Anwartschaft im 
Sinne des Artikels 9 Absatz 2 eine Leistung aus einer 
österreichischen Rentenversicherung festzustellen, so 
stehen für die Feststellung der Anrechenbarkeit {Erhal- 
tung der Anwartschaft), für die Erfüllung der Wartezeit 
und für die Erwerbung des Anspruches auf Steigerungs- 
beträge die im Vormerkungsbescheid erfaßten Ver- 
sicherungszeiten in der nach Artikel 5 entsprechenden 
österreichischen Versicherung Versicherungszeiten dieser 
Versicherung gleich. Versicherungszeiten, die sich zeitlich 
decken, werden nur einmal berücksichtigt. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für das Recht auf Weiter- 

versicherung und auf Nachentrichtung von Beiträgen nach 
§ 31 des 1. Sozialversicherungs-Neuregelungsgesetzes 

{Bundesgesetzblatt für die Republik Österreich Nr.86/19v52). 

(3) Bei Feststellung der Anrechenbarkeit bleiben außer 
den im § 5 Absatz 3 des 1. Sozialversicherungs-Neu- 
regelungsgesetzes angeführten Zeiten folgende nicht als 
Versicherungszeiten erworbene, zwischen dem 1. Mai 1945 
und der Kundmachung dieses Abkommens im Bundes- 
gesetzblatt für die Republik Österreich liegende Zeiten 
außer Betracht: 

a) Zeiten, die nach dem vollendeten fünfundsech- 
zigsten Lebensjahr des Versicherten, bei Frauen 
nach dem vollendeten sechzigsten Lebensjahr 
liegen, 

b) Zeiten, während derer Invalidität {Berufs- 
unfähigkeit) des Versicherten oder ein Leistungs- 
anspruch im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 Ziffer 1 
oder 3 auf Grund einer Erwerbsfähigkeitseinbuße 
von mindestens fünfzig vom Hundert vorlag, 

c) Zeiten des Aufenthaltes außerhalb des Gebietes 
der Republik Österreich, während welcher der 
Versicherte nachweislich durch behördliche An- 
ordnung von der Aufnahme eines Beschäftigungs- 
verhältnisses ausgeschlossen war. 

Artikel 14 

(1) Der nach Artikel 12 Absatz 1 oder Artikel 13 Ab- 
satz 1 gewährte jährliche Steigerungsbetrag ist 

a) bei der Invalidenrente für jede anrechenbare 
Woche bei Männern 0,40 Schilling, bei Frauen 
0,25 Schilling, für jede anrechenbare Woche in 
einer Beschäftigung als ungelernter landwirt- 
schaftlicher Arbeiter jedoch 0,22 Schilling, bei 
Frauen 0,18 Schilling, 



b) für das Ruhegeld bei Männern 2,70 Schilling, bei 
Frauen 1,90 Schilling für jeden anrechenbaren 
Monat, 

c) für die Knappschaftsvollrente bei Männern 4,60 
Schilling, bei Frauen 3 Schilling für jeden an- 
rechenbaren Monat, 

d) für die Knappschaftsrente bei Männern 2,90 Schil- 
ling, bei Frauen 1,90 Schilling für jeden an- 
rechenbaren Monat. 

(2) Die Sätze der Steigerungsbeträge erhöhen sich für 
anrechenbare Wochen über 1560 Wochen und für an- 
rechenbare Monate über 360 Monate um fünfzig vom 
Hundert. 

(3) Zu den Leistungen aus einer österreichischen Renten- 
versicherung auf Grund von Leistungsansprüchen oder 
Anwartschaften im Sinne des Artikels 9 werden Zusatz- 
renten, Zuschläge, Ernährungszulage und Wohnungs- 
beihilfe nach Maßgabe der österreichischen Vorschriften 
gewährt. 

Artikel 15 

(1) Beitragserstattung, Leistungszuschlag für Hauer- 
arbeit unter Tage und Bergmannstreuegeld werden auf 
Grund von Leistungsansprüchen oder Anwartschaften im 
Sinne des Artikels 9 nicht gewährt, 

(2) Nach Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe a für die Zeit 
vor dem 1. Januar 1939 gewährte Steigerungsbeträge zur 
Invalidenrente stehen hinsichtlich der Anwendung des 
§ 14 Absatz 4 des 1. Sozialversicherungs-Neuregelungs- 
gesetzes (Bundesgesetzblatt für die Republik Österreich 
Nr, 86/1952) den für den angeführten Zeitraum erworbe- 
nen und in einer Leistung berücksichtigten Steigerungs- 
beträgen des Ruhegeldes gleich. 

Artikel 16 

Liegt außer einem Leistungsanspruch oder einer An- 
wartschaft im Sinne des Artikels 9 auch ein Leistungs- 
anspruch oder eine Anwartschaft auf Grund von öster- 
reiciiischen Versicherungszeiten vor, so ist auf Grund aller 
dieser Ansprüche oder Anwartschaften eine einheitliche 
Leistung festzustellen. 


Kapitel 3 

Finanzielle Bestimmungen 

Artikel 17 

Der Mehraufwand, der aus den Artikeln 4 bis 16 und 
dem Artikel 21 den österreichischen Versicherungsträ- 
gern erwächst, wird diesen auf Grund bundesgesetz- 
licher Regelung von der Republik Österreich erstattet. 

Artikel 18 

(1) Die Bundesrepublik Deutschland übernimmt zur teil- 
weisen Deckung der der Republik Österreich nach Ar- 
tikel 17 erwachsenden Ausgaben nach Maßgabe des Ab- 
satzes 2 den Aufwand, der den österreichischen Versiche- 
rungsträgern auf Grund der Artikel 4 bis 16 und des 
Artikels 21 für Personen entsteht, die bei Inkrafttreten 
des Abkommens nicht die österreichische Staatsbürger- 
schaft besitzen, 

a) in der Unfallversicherung 

aus Arbeitsunfällen (Berufskrankheiten), die in 
einem der am 31. Dezember 1937 zum Territorium 
der folgenden Staaten gehörigen Gebiete ein- 
getreten sind: 

Deutsches Reich mit Ausnahme des Saargebietes 

Freie Stadt Danzig 

Estland 

Lettland 

Litauen 

Polen 

Tschechoslowakei mit Ausnahme der in die 
ehemaligen Reichsgaue Niederdonau und 
öberdonau eingegliederten südböhmischen, süd- 
mährischen und slowakischen Gebiete; 


b) in den Rentenversicherungen 

aus Versicherungszeiten, die in einem der unter 
Buchstabe a bezeichneten Gebiete zurückgelegt 
worden sind, 

(2) Von dem im Absatz 1 bezeichneten Aufwand über- 
nimmt die Bundesrepublik Deutschland 

a) die Leistungen aus der Unfallversicherung, ferner 
die Leistungen aus einer Rentenversicherung, bei 
deren Bemessung ausschließlich Versicherungs- 
zeiten nach Absatz 1 Buchstabe b berücksichtigt 
sind; zu den Leistungen gehören auch die Woh- 
nungsbeihilfe und Kinderbeihilfe sowie der vom 
Versicherungsträger zu tragende Beitrag zur Rent- 
nerkrankenversichcrung ; 

b) von Leistungen einer Rentenversicherung, bei 
deren Bemessung neben den bezeichneten Ver- 
sicherungszeiten auch österreichische Versiche- 
rungszeiten berücksichtigt wurden, 

aa) die Steigerungsbeträge, die auf Versiche- 
rungszeiten nach Absatz 1 Buchstabe b be- 
ruhen, 

bb) unter der Voraussetzung, daß der Leistungs- 
anspruch nicht schon auf Grund österreichi- 
scher Versicherungszeiten allein angefallen 
wäre, von festen Leistungen oder festen Lei- 
stungsteilen im Sinne des Artikels 19 Ab- 
sätze 1 und 3 des Ersten Abkommens über 
Sozialversicherung, von der Wohnungsbei- 
hilfe und der Kinderbeihilfe, ferner von dem 
zu Lasten des Versicherungsträgers gehenden 
Beitrag zur Rcntnerkrankenversictierung den 
Teil, der dem Verhältnis der zur Erfüllung 
der Wartezeit erforderlichen Versicherungs- 
zeiten im Sinne des Buchstaben aa zur Warte- 
zeit entspricht. 

(3) Soweit in den von der Bundesrepublik Deutschland 
nach den Absätzen 1 und 2 zu erstattenden Beträgen Auf- 
wendungen für Unfälle enthalten sind, für deren Entschä- 
digung nach dem Recht der Bundesrepublik Deutschland 
die Allgemeine Unfallversicherung zuständia wäre, werden 
der Bundesrepublik Deutschland diese Aufwendungen von 
den Trägern der deutschen Allgemeinen Unfallversiche- 
rung nach näherer Bestimmung des Bundesministers für 
Arbeit im Einvernehmen mit dem Bundesminister der Fi- 
nanzen erstattet. 

Artikel 19 

Die obersten Verwaltungsbehörden der beiden Vertrags- 
staaten vereinbaren das Nähere zur Durchführung des 
Artikels 18 im Einvernehmen mit den zuständigen Bundes- 
ministerien für Finanzen. 

TEIL IV 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

Artikel 20 

Bei der Anwendung dieses Abkommens gelten die Ar- 
tikel 27 bis 29, 33 und 36 des Ersten Abkommens über 
Sozialversicherung entsprechend. 

A r t i k e 1 21 

(1) Leistungen nach diesem Abkommen werden frühe- 
stens für die Zeit vom 1. Januar 1953 an gewährt. 

(2) Sind die Voraussetzungen für einen Leistungsan- 
spruch auf Grund der Artikel 4 bis 16 beim Inkrafttreten 
dieses Abkommens erfüllt, so wird die Leistung, wenn sie 
binnen einem Jahr nach der Kundmachung des Abkommens 
im Bundesgesetzblatt für die Republik Österreich beantragt 
wird, mit Wirkung vom Inkrafttreten des Abkommens an 
festgestellt. 

(3) Sind die Voraussetzungen für einen Leistungsan- 
spruch auf Grund der Artikel 4 bis 16 erst nach dem In- 
krafttreten, jedoch vor dem Tage der Kundmachung des 
Abkommens im Bundesgesetzblatt für die Republik Öster- 
reich erfüllt, so wird die Leistung, wenn sie binnen einem 
Jahr nach der Kundmachung beantragt wird, mit Wirkung 
von dem Monatsersten an festgestellt, der dem Tage folgt, 
an dem die Leistungsvoraussetzungen erfüllt sind. 
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(4) Eine vor der Kundmachung dieses Abkommens im 
Bundesgesetzblatt für die Republik Österreich bereits fest- 
gestellte Rente einer österreichischen Rentenversicherung 
ist auf Antrag nach Maßgabe dieses Abkommens neu 
festzustellen. Wird die Neufeststellung binnen einem Jahr 
nach der Kundmachung beantragt, so wird die Rente mit 
Wirkung von ihrem Beginn, frühestens jedoch mit Wir- 
kung vom 1. Januar 1953 an neu festgestellt. Die Rechts* 
kraft früherer Entscheidungen steht nicht entgegen, 

(5) Vorschüsse, die auf Grund der innerstaatlichen Öster- 
reichischen Vorschriften auf Renten aus den im Artikel 4 
bezeichneten Sozialversicherungen für eine Zeit gewährt 
wurden, für die Leistungen nach den Artikeln 4 bis 16 zu- 
erkannt werden, sind auf diese Leistungen anzurechnen. 


Artikel 22 

(1) Dieses Abkommen soll ratifiziert werden. Die Ra- 
tifikationsurkunden werden sobald als möglich in Bonn 
ausgetauscht werden. 


(2) Es treten in Kraft 

Artikel 1 Ziffer 1 am ersten Tage des zweiten Monats 
nach Ablauf des Monats, in dem die Ratifikations- 
urkunden ausgetauscht werden, 
die übrigen Bestimmungen mit Wirkung vom 1. Ja- 
nuar 1953. 

(3) Artikel 41 des Ersten Abkommens über Sozialver- 
sicherung gilt entsprechend. 

Gefertigt in doppelter Urschrift 
in Salzburg am 11. Juli 1953. 

Zu Urkund dessen haben die Unterzeichneten dieses 
Abkommen mit ihren Unterschriften und ihren Siegeln 
versehen, 

Für die Für die 

Bundesrepublik Deutschland Republik Österreich 
gezeichnet: gezeichnet: 

J. Eckert Dr. Rudolph 


Sclilußprotokoll 


Bei der heute erfolgten Unterzeichnung des Zweiten 
Abkommens zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Österreich über Sozialversicherung 
(Zweites Abkommen über Sozialversicherung) geben die 
Bevollmächtigten für die Vertragsstaaten die überein- 
stimmende Erklärung ab, daß über folgendes Einverständ- 
nis besteht: 

1 Das Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Republik Österreich über Sozialversiche- 
rung vom 21. April 1951 erhält die Bezeichnung: „Erstes 
Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Österreich über Sozialversicherung 
vom 21 April 1951". 

2 Die Wohnungsbeihilfe nadi dem Bundesgesetz über 
Wohnungsbeihilfen (Bundesgesetzblatt für die Republik 
Österreich Nr. 229/1951) gilt nicht als Zuschlag im Sinne 
des Artikels 3 Absatz 1 des Ersten Abkommens über 
Sozialversicherung. 

3 Zu den Rentenversicherungen im Sinne des Artikels 4 
Absatz 1 des Zweiten Abkommens über Sozialversiche- 
rung gehören nicht Zusatzversicherungen, Höherver- 
sicherungen und sonstige Versicherungen auf Mehr- 
leistungen. 

4. Dre Verzichtserklärung, die Personen der im Artikel 4 
Absatz 1 des Zweiten Abkommens über Sozialversiche- 
rung bezeichneten Art bei Verleihung der österreichi- 
schen Staatsbürgerschaft abgegeben haben oder noch 
abgeben, gilt vom 1. Januar 1953 an nicht mehr für die 
nach Teil III des Abkommens zu gewährenden Lei- 
stungen. 


5 Die Regierungen der beiden Vertragsstaaten nehmen 
in Aussicht, Artikel 18 des Zweiten Abkommens über 
Sozialversicherung nachzuprüfen, wenn sich die diesem 
Abkommen zugrunde gelegten Berechnungsgrundlagen 
wesentlich ändern 

6. Die Regierungen der beiden Vertragsstaaten behalten 
sich vor, nach Abschluß eines Staatsvertrages mit 
Österreich oder eines Friedensvertrages mit Deutsch- 
land oder nach Abschluß einer Vereinbarung mit einem 
dritten Staat über Leistungsansprüche und Anwart- 
schaften. die Gegenstand des Teiles III des Zweiten 
Abkommens über Sozialversidierung sind, zu prüfen, 
inwieweit dieses Abkommen durch die Bestimmungen 
dieser Verträge und Vereinbarungen berührt wird, und 
die sich daraus ergebenden Fragen im beiderseitigen 
Einvernehmen zu regeln. 

Dieses Schlußprotokoll, das Bestandteil des Zweiten 
Abkommens zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Österreich über Sozialversicherung vom 
heutigen Tage ist, gilt unter denselben Voraussetzungen 
und für dieselbe Dauer wie das Abkommen. 

Gefertigt in doppelter Urschrift 
in Salzburg am 11 Juli 1953 

Für die Für die 

Bundesrepublik Deutschland Republik Österreich 
gezeichnet: gezeichnet: 

J. Eckert Dr. Rudolph 
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Begründung 


I. Abkommen 
Vorbemerkungen 

Auf Grund des am 1 Januar 1953 in Kraft getretenen 
Abkommens zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Österreich über Sozialversicherung vom 
21. April 1951 (BGBl. 1952 Teil II S. 317 ff.) übernehmen die 
deutschen und österreichischen Versicherungsträger Lei- 
stungsansprüche und Anwartschaften, die vor dem Zu- 
sammenbruch und vor der Trennung der beiden Staats- 
gebiete im Jahre 1945 in der deutschen Unfallversicherung 
und in den deutschen Rentenversicherungen entstanden 
oder vor diesem Zeitpunkt in diese Versicherungen aus 
fremdstaatlichen Versicherungen übernommen worden 
sind, nur dann, wenn bestimmte sachliche und persönliche 
Beziehungen zum Bundesgebiet oder zum Gebiet der 
Republik Österreich gegeben sind (Artikel 23, 24). 

Zu den Personen, deren Ansprüche durch das Abkom- 
men nicht geregelt worden sind, gehören vor allem die 
sich in Österreich aufhaltenden Flüchtlinge und Vertrie- 
benen deutscher Sprachzugehörigkeit (Volksdeutsche), die 
sich aus ihren Heimatländern unmittelbar nach Österreich 
begeben haben und seitdem dort verblieben sind. In Nr, 6 
des Schlußprotokolls zu dem Abkommen wurde daher in 
Aussicht genommen, hinsichtlich der noch nicht geregelten 
Ansprüche und Anwartschaften in einer Zusatzverein- 
barung zu bestimmen, ob, in welchem Umfange und in 
welcher Weise die beiderseitigen Staatsangehörigen und 
die Volksdeutschen Leistungen oder Unterstützungen er- 
halten können, solange sie sich im Gebiet eines Vertrags- 
staates aufhalten. 

Im Hinblick auf die Bedeutung der zu regelnden Frage 
und die große Zahl der Betroffenen schien es geboten, 
an Stelle einer Zusatzvereinbarung ein weiteres Abkom- 
men zu schließen, das als Zweites Abkommen bezeichnet 
wird, während das Abkommen vom 21. April 1951 nun- 
mehr die Bezeichnung „Erstes Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich 
über Sozialversicherung vom 21. April 1951" erhält. 

Das Zweite Abkommen gliedert sich in vier Teile; 

Teil I Änderung der Artikel 11, 19 und 32 des Ersten 
Abkommens, 

Teil II Einbeziehung des Landes Berlin, 

Teil III Von dem Ersten Abkommen nicht erfaßte An- 
sprüche und Anwartschaften, 

Teil IV Übergangs- und Schlußbestimmungen. 

Zu Teil I: Änderung der Artikel 11, 19 und 32 
des Ersten Abkommens über Sozialversicherung 

Artikel 1 enthält folgende Änderungen des Ersten Ab- 
kommens; 

1, In Artikel 11 werden die Bezugnahmen auf die 
„Krankenversicherungen der Kriegsbeschädigten in 
beruflicher Ausbildung und der Kriegshinterbliebe- 
nen" gestrichen, da auf deutscher Seite für diese 
Personengruppen keine Sonderversicherung besteht 
und somit mangels Gegenseitigkeit das Abkommen 
auf die in Österreich geltenden Sonderregelungen 
nicht angewendet werden kann. 

2. Artikel 19 Abs. 1 Buchstabe a) wird ergänzt durch die 
Anführung der Wäisenrente der knappschaftlichen 
Rentenversicherung. Diese Rente ist in beiden Ver- 
tragsstaaten ebenso wie der Grundbetrag, der Kin- 
derzuschuß und der Knappschaftssold eine Leistung, 
deren Höhe von der Dauer der Versicherungszeiten 
unabhängig ist und die daher nur pro rata temporis 
zu gewähren ist. 


3. Durch die Ergänzung des Artikels 32 wird klar- 
gestellt, daß die deutschen Verbindungsstellen im 
Bereich der Rentenversicherungen zur Feststellung 
der Ansprüche zuständig sind, die auf Grund deut- 
scher und österreichischer Versicherungszeiten gel- 
tend gemacht werden; dies gilt nicht, wenn die 
Bundesbahn-Versicherungsanstalt oder die Seekasse 
zuständig ist. 


Zu Teil II: Einbeziehung des Landes Berlin 

Artikel 2 erstreckt den Geltungsbereich des Ersten und 
Zweiten Abkommens sowie der zu ihrer Durchführung 
geschlossenen Vereinbarungen auf das Land Berlin. 

Artikel 3 stellt klar, welche Versicherungsträger im 
Land Berlin für die Anwendung der Abkommen an die 
Stelle der entsprechenden Versicherungsträger in der 
Bundesrepublik treten. 


Zu Teil III: Vom Ersten Abkommen über Sozial- 
versicherung nicht erfaßte Ansprüche und Anwartschaften 

beiderseitiger Staatsangehöriger und Volksdeutscher 

Abschnitt I Allgemeine Bestimmungen 

Nach Artikel 4 gelten die Bestimmungen des Teiles III 
nur für Personen, die am 11. Juli 1953, dem Tage der 
Unterzeichnung des Abkommens, 

a) die deutsche oder österreichische Staatsangehörigkeit 
besessen haben oder als Personen deutscher Sprach- 
zugehörigkeit, die staatenlos sind oder deren Staats- 
angehörigkeit ungeklärt ist, anzusehen waren und 

b) im Gebiet der Republik Österreich sich nicht nur 
vorübergehend aufgehalten haben. 

In sachlicher Hinsicht werden zwei Gruppen von An- 
sprüchen und Anwartschaften erfaßt. Die erste Gruppe 
umfaßt die Ansprüche und Anwartschaften, die vor dem 
l.Mai 1945 in der deutschen Unfallversicherung oder den 
deutschen Rentenversicherungen entstanden sind oder in 
diese aus einer fremdstaatlichen Sozialversicherung über- 
nommen wurden, soweit sie nicht nach dem Ersten Ab- 
kommen von Versicherungsträgern eines der beiden Ver- 
tragsstaaten zu übernehmen sind. 

Zu der zweiten Gruppe gehören die Ansprüche, die vor 
dem 1. Mai 1945 in einer fremdstaatlichen Unfall- oder 
Rentenversicherung entstanden und weder in die deutsche 
Unfall- oder Rentenversicherung übernommen noch durch 
das Erste Abkommen erfaßt sind. In Frage kommen hier 
die Sozialversicherungen, die am 31. Dezember 1937 in 
einem der folgenden Staaten eingerichtet waren: Bul- 
garien, Estland, Jugoslawien, Lettland, Litauen, Polen, 
Rumänien, Tschechoslowakei und Ungarn. Ansprüche und 
Anwartschaften, die in der Freien Stadt Danzig entstan- 
den sind, gehören zu der ersten Gruppe, 

In Nr. 3 des Schlußprotokolls zum Zweiten Abkommen 
wird festgelegt, daß in beiden Gruppen auf dem Gebiet 
der Rentenversicherungen nur die Leistungsansprüche und 
Anv/artschaften aus den gesetzlichen Allgemeinversiche- 
rungen, nicht aber aus Zusatzversicherungen, Höherver- 
sicherungen und anderen Versicherungen auf Mehr- 
leistungen in Betracht kommen, 

In Nr. 13 des Schlußprotokolls zum Ersten Abkommen 
wurden zur Regelung der Sozialversicherung der Volks- 
deutschen Umsiedler aus Italien Verhandlungen zwischen 
den drei beteiligten Regierungen in Aussicht genommen. 
Auch das Zusatzprotokoll zum österreichisch-italienischen 
Sozialversicherungsvertrag vom 30. Dezember 1950 sieht 
solche Verhandlungen vor. Nach Artikel 4 Abs. 2 sind 
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daher Ansprüche und Anwartschaften, die unter das „Ab- 
kommen zwischen dem Deutschen Reich und Italien über 
die wirtschaftliche Durchführung der Umsiedlung von 
Volksdeutschen und deutschen Reichsangehörigen aus 
Italien in das Deutsche Reich vom 21. Oktober 1939" 
fielen, nicht Gegenstand des Zweiten Abkommens. Es 
handelt sich hier vor allem um die Südtiroler Umsiedler. 

Nach Artikel 5 werden auf Grund der nach Artikel 4 
zu berücksichtigenden Ansprüche und Anwartschaften 
ausschließlich Leistungen aus der österreichischen Sozial- 
versicherung gewährt. Ist die Feststellung einer solchen 
Leistung beantragt, kann der österreichische Versiche- 
rungsträger nach Maßgabe des Artikels 6 vorläufig Lei- 
stungen gewähren. 

Abschnitt II Besondere Bestimmungen 

Kapitel 1: Unfallversicherung 

Leistungen aus der Unfallversicherung werden nur auf 
Antrag gewährt (Artikel 7). Der Antrag muß in der 
Regel innerhalb eines Jahres nach der Verkündung des 
Abkommens im österreichischen Bundesgesetzblatt ge- 
stellt werden; die Frist gilt als gewahrt, wenn der Antrag 
innerhalb dieses Zeitraumes bei einem unzuständigen 
Versicherungsträger oder einer Österreichischen Behörde 
eingereicht wird. 

Absatz 2 regelt, welcher Versicherungsträger zur Fest- 
stellung und Gewährung der Leistung zuständig ist. 

Artikel 8 bestimmt den Jahresarbeitsverdienst, nach 
dem die Leistung der Unfallversicherung zu bemessen ist. 
Er richtet sich nach dem Zweig der Rentenversiche- 
rung, dem der Versicherte nach der im Zeitpunkt des 
Unfalles ausgeübten Beschäftigung, wenn diese im In- 
land ausgeübt worden wäre, entsprechend den bei der 
Antragstellung geltenden österreichischen Vorschriften 
angehört hätte. Die in Absatz 1 festgelegten Jahresarbeits- 
verdienste für unselbständig Beschäftigte entsprechen den 
Mittelwerten des Jahresarbeitsverdienstes für die Grup- 
pen der Invalidenversicherten, der knappschaftlichen 
Rentenversicherten und der Angestelltenversicherten in 
Österreich in der Zeit von 1937 bis 1944. Dabei wird noch 
zwischen Männern und Frauen unterschieden. Für die 
Gruppe der ungelernten landwirtschaftlichen Arbeiter 
wird bei der Invalidenversicherung ein besonderer Durch- 
schnittswert angenommen. In Absatz 2 werden entspre- 
chende Durchschnittswerte als Jahresarbeitsverdienste für 
entschädigungspflichtige Unfälle selbständig Erwerbs- 
tätiger festgesetzt. Die Leistungsbemessung nach Durch- 
schnittswerten ist notwendig, weil die Werte, die in der 
fremdstaatlichen Versicherung im konkreten Fall der Be- 
rechnung der Leistung zugrunde gelegt worden sind, sich 
wegen der verschiedenen Währungen nur sehr schwer 
ermitteln lassen und überdies vielfach zu Leistungen 
führen würden, die beträchtlich über den Leistungen 
liegen, die für Unfälle im Gebiet der Republik Österreich 
gewährt werden Zu den Leistungen nach Artikel 8 Abs. 1 
und 2 werden die nach österreichischem Recht vorge- 
schriebenen Zuschläge, Ernährungszulagen und Woh- 
nungsbeihilfen gewährt, so daß die Leistungen in Zu- 
sammensetzung und Höhe den auf Grund des innerstaat- 
lichen österreichischen Rechts zu gewährenden Renten 
entsprechen. 

Kapitel 2: Rentenversicherungen 

Artikel 9 erläutert die Begriffe „Leistungsanspruch" 
und „Anwartschaft". Ein Leistungsanspruch ist danach 
gegeben, wenn vor dem 1. Mai 1945 eine Rente auf Grund 
des Versicherungsfalles des Alters, des Todes oder der 
Invalidität (Berufsunfähigkeit) zuerkannt war, im letzten 
Fall aber nur, wenn die Invalidität (Berufsunfähigkeit) 
bis zur Antragstellung oder bis zu dem vor der Antrag- 
stellung cingetretenen Tod des Versicherten gedauert hat. 
Eine Anwartschaft besteht, wenn vor dem l.Mai 1945 auf 
Grund des Versicherungsfalles der Invalidität (Berufs- 
unfähigkeit) die Rente zuerkannt war, aber nicht bis zum 
Antrag auf Feststellung der Leistung aus der österreichi- 
schen Versicherung oder bis zu dem vor der Antragstel- 
lung eingetretenen Tod des Versicherten gedauert hat, 
oder wenn Versicherungszeiten aus der Zeit vor dem 
l.Mai 1945 vorliegen, vor diesem Zeitpunkt aber keine 
Rente zuerkannt worden ist. 


Nach Artikel 10 werden diese Ansprüche und An- 
wartschaften nur berücksichtigt, wenn binnen einem Jahr 
nach dem der Bekanntmachung dieses Abkommens in 
Österreich folgenden Monatsersten bei dem zuständigen 
österreichischen Versicherungsträger ein Antrag auf Vor- 
merkung gestellt wird, der zur Verwaltungsvereinfachung 
mit dem gleichzeitigen Antrag auf Feststellung der Lei- 
stung verbunden werden kann. Wie in der Unfallversiche- 
rung wird die Frist um Zeiten verlängert, in denen der 
Antragsteller nachweislich und ohne Verschulden an der 
Antragstellung verhindert war, und auch dann gewahrt, 
wenn der Antrag bei einem unzuständigen österreichi- 
schen Versicherimgsträger oder bei einer österreichischen 
Behörde gestellt wurde. Dieses befristete Vormerkungs- 
verfahren hat die doppelte Aufgabe, die Erbringung der 
Nachweise über Ansprüche und Anwartschaften zu be- 
schleunigen, weil sie mit größerem zeitlichen Abstand 
von dem Erwerb der Ansprüche und Anwartschaften 
immer schwieriger wird, und möglichst bald einen Über- 
blick über die zu übernehmende Versicherungslast zu 
gewähren. 

Die Absätze 2 und 3 regeln die Zuständigkeit der öster- 
reichischen Versicherungsträger zur Entgegennahme des 
Vormerkungsantrags, wenn ein oder mehrere Versiche- 
rungsträger für die Gewährung der Leistung in Betracht 
kommen, österreichische Versicherungszeiten, d. h. Ver- 
sicherungszeiten nach österreichischen Vorschriften oder 
nach zwischenstaatlichen Abkommen, sind für die Be- 
stimmung der Zuständigkeit zu berücksichtigen. Über die 
Vormerkung ist nach Absatz 4 ein Bescheid zu erteilen, 
der im schiedsgerichtlichen Verfahren, das dem deutschen 
Rechtsmittelverfahren entspricht, angefochten werden 
kann. 

Die in Artikel 10 für die Vormerkung getroffene Zu- 
ständigkeitsregelung gilt für die Feststellung oder Ge- 
währung der Leistung entsprechend (Artikel 11). 

Ist auf Grund eines Anspruchs im Sinne des Artikels 9 
Abs. 1 eine Leistung festzustellen, gilt die Wartezeit 
als erfüllt (Artikel 12). Dabei ist ein Steigerungsbetrag 
für die Versicherungszeiten zu gewähren, die bei Bemes- 
sung der vor dem l.Mai 1945 zuerkannten Rente berück- 
sichtigt wurden. Sind diese Versicherungszeiten nicht 
mehr feststellbar, so wird für die Versicherungszeiten, die 
als Wartezeit für die Leistung aus der entsprechenden 
österreichischen Versicherung vorgeschrieben sind, ein 
Steigerungsbetrag gewährt, z. B. bei Rentengewährung 
wegen Berufsunfähigkeit in der Angestelltenversicherung 
60 Monate oder bei Rentengewährung wegen Alters in 
der Invalidenversicherung 780 Wochen. 

Artikel 13 trifft nähere Bestimmungen für die Fest- 
stellung einer Leistung auf Grund einer Anwartschaft 
im Sinne des Artikels 9 Abs. 2 und bestimmt, daß die 
in dem Vormerkungsbescheid erfaßten Versicherungs- 
zeiten für 

die Feststellung der Anrechenbarkeit im Sinne des 
Ersten Sozialversicherungs-Neuordnungsgesetzes 
(1. SV-NG), 

die Erhaltung der Anwartschaft, 

die Erfüllung der Wartezeit und 

das Recht auf Weiterversicherung und Nachentrichtung 
von Beiträgen nach § 31 1. SV-NG 
den entsprechenden österreichischen Versicherungszeiten 
gleichstehen. 

Absatz 3 enthält hierzu eine dem österreichischen Recht 
angepaßte Regelung für die Anrechnung von Zeiten, die 
nicht als Versicherungszeiten erworben wurden und 
zwischen dem l.Mai 1945 und der Bekanntmachung des 
Abkommens zurückgelegt worden sind. 

Die Artikel 14 und 15 enthalten Bestimmungen für 
die Leistungsbemessung. Die Rentenleistung setzt sich 
jeweils aus Grundbetrag, Steigerungsbetrag, Zusatzrente, 
Anpassungszuschlag, Ernährungszulage und Wohnungs- 
beihilfe zusammen. Nach Artikel 14 werden die Steige- 
rungsbeträge unter Heranziehung der Durchschnittsbei- 
träge in den österreichischen Rentenversicherungen aus 
den Jahren 1937 bis 1944 derart errechnet, daß sich die 
durchschnittliche Rentenleistung an die durchschnittliche 
österreichische Rentenleistung anpaßt. Diese Regelung 
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beruht auf der Überlegung, daß es sich einerseits um die 
Übernahme von Ansprüchen und Anwartschaften handelt, 
für die kein Gegenwert vorhanden ist, andererseits eine 
Besserstellung gegenüber den Personen, die lediglich 
österreichische Versicherungszeiten haben, aus sozial- 
politischen Gründen nicht vertretbar ist. Aus diesen Grün- 
den konnten auch Anwartschaften und Ansprüche aus 
Höherversicherungen, Zusatzversicherungen oder sonsti- 
gen Versicherungen auf Mehrleistungen nicht berück- 
sichtigt werden. Es würde demnach zum Beispiel ein 
monatliches Ruhegeld in der Angestelltenversicherung 
bei einem männlichen Versicherten mit 30 Jahren an- 
rechenbarer Versicherungszeiten ohne Kinderzuschuß samt 
einer Ernährungszulage von 239 S und einer Wohnungs- 
beihilfe von 30 S brutto rund 663 S betragen. Die Stei- 
gerungsbeträge erhöhen sich für anrechenbare Wochen 
über 1560 Wochen und für anrechenbare Monate über 
360 Monate um 50 v. H. 

Durch Artikel 15 Abs. 1 werden Beitragserstattung, 
Leistungszuschlag für Hauerarbeit unter Tage und Berg- 
mannstreuegeld der knappschaftlichen Rentenversicherung 
auf Grund außerösterreichischer Versicherungszeiten aus- 
geschlossen. Hierfür sind die gleichen Gründe wie für 
die Berechnung der Steigerungsbeträge maßgebend. Ab- 
satz 2 enthält eine Anpassungsbestimmung an das Öster- 
reichische Recht. § 14 des 1. SV-NG sieht vor, daß auf 
Steigerungsbeträge zur Invalidenrente, die für Beschäf- 
tigungszeiten vor dem 1. Januar 1939, also für Zeiten, in 
denen in Österreich noch keine Invalidenversicherung be- 
stand, gewährt werden, die für die Zeit vor dem 1. Januar 
1939 erworbenen und in einer Leistung berücksichtigten 
Steigerimgsbeträge des Ruhegeldes der Angestelltenver- 
sicherung voll anzurechnen sind. Durch die Bestimmung 
in Absatz 2 soll vermieden werden, daß der Berechtigte 
in der Invalidenversicherung einen Steigerungsbetrag für 
die Zeit vor dem 1. Januar 1939 auf Grund des '§ 14 
1. SV-NG und gleichzeitig auch auf Grund seiner fremd- 
staatlichen Versicherungszeit erhält. 

Artikel 16 sieht vor, daß bei Zusammentreffen von 
Ansprüchen oder Anwartschaften aus außerösterreichi- 
schen Versicherungszeiten, die nach diesem Abkommen 
in der österreichischen Sozialversicherung zu berücksich- 
tigen sind, mit sonstigen in der österreichischen Sozial- 
versicherung zu berücksichtigenden Versicherungszeiten, 
die Leistung einheitlich in einem Betrag und in einem 
Bescheid festzustellen ist. 


Kapitel 3: Finanzielle Bestimmungen 

Nach Artikel 17 ist der Mehraufwand, der den öster- 
reichischen Versicherungsträgern aus der Durchführung 
des Abkommens entsteht, von dem österreichischen Staat 
zu erstatten. 

Gemäß Artikel 18 beteiligt sich die Bundesrepublik 
Deutschland an den Aufwendungen, die der Republik 
Österreich nach Artikel 17 erwachsen, indem sie die Aus- 
gaben übernimmt, die den österreichischen Versicherungs- 
trägern auf Grund des Abkommens für Personen ent- 
stehen, die 

a) bei Inkrafttreten des Abkommens nicht die öster- 
reichische Staatsangehörigkeit besitzen und 

b) in den in Artikel 18 Abs. 1 Buchstabe a) genannten 
Gebieten entweder einen entschädigungspflichtigen 
Arbeitsunfall (Berufskrankheit) erlitten 

oder Versicherungszeiten in der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung zurückgeiegt haben. 

Zu diesen Gebieten gehört nicht das Saargebiet, 
weil die saarländischen Versicherungsträger an 
deutsche Staatsangehörige, die im Saargebiet vor 
dem 1. Mai 1945 Ansprüche in der deutschen Unfall- 
oder Rentenversicherung erworben haben, Renten 
zahlen, mithin diesen Personen keine Leistungen 
auf Grund des Abkommens gewährt werden können 


und daher insoweit die Erstattungspflicht der Bun- 
desrepublik entfällt. Da Artikel 18 lediglich eine 
finanzielle Regelung trifft, sagt die Beschränkung 
auf das „Deutsche Reich mit Ausnahme des Saar- 
gebietes" nichts über den territorialen Geltungs- 
bereich des Abkommens oder über die gebiets- 
mäßige Zuordnung des Saarlandes. 

Die Aufwendungen 

a) für Personen, die bei Inkrafttreten des Abkommens 
die österreichische Staatsbürgerschaft besitzen, sowie 

b) für Arbeitsunfälle (Berufskrankheiten) und Renten- 
versicherungszeiten, die in 

Jugoslawien, 

Rumänien, 

Ungarn oder 

den in die ehemaligen Reichsgaue Niederdonau 
und Oberdonau eingegliederten südbömischen, 
südmährischen und slowakischen Gebieten 
eingetreten bzw. zurückgelegt worden sind, 

werden in vollem Umfange von den österreichischen Ver- 
sicherungsträgern und der Republik Österreich getragen. 

Sind bei Leistungen der Rentenversicherungen auch 
österreichische Versicherungszeiten zu berücksichtigen, 
übernimmt die Bundesrepublik Deutschland 

a) die Steigerungsbeträge aus den in Nr. 1 Buchstabe b) 
genannten Versicherungszeiten, 

b) die festen Rententeile, die Wohnungsbeihilfe, die 
Kinderbeihilfe und den Anteil des Versicherungs- 
trägers an den Beiträgen zur Krankenversicherung 
zu dem Teil, der dem Verhältnis der in Nr. 1 Buch- 
stabe b) genannten Zeit zu der insgesamt zu berück- 
sichtigenden Zeit entspricht. 

Absatz 3 geht von der Erwägung aus, daß der Bundes- 
republik nicht zugemutet werden kann, weitergehende 
Verpflichtungen zu übernehmen als ihr durch das Fremd- 
renten- und Auslandsrentengesetz vom 7. August 1953 
auferlegt worden sind, und schreibt daher vor, daß die 
Aufwendungen, welche die Bundesrepublik nach Absatz 1 
zu tragen hat, im Bereich der Allgemeinen Unfallversiche- 
rung in dem gleichen Umfange wie bei Fremdrenten- und 
Auslandsrenten von den Trägern der Allgemeinen Un- 
fallversicherung erstattet werden. 

Die Durchführung des Artikels 18 wird unmittelbar 
zwischen den obersten Verwaltungsbehörden der beiden 
Länder geregelt (Artikel 19). 

Zu Teil IV; Übergangs- und Schlußbestimmungen 

Bei Anwendung des Abkommens gelten neben den 
allgemeinen Grundsätzen des Ersten Abkommens auch 
dessen Artikel 27 bis 29, 33 und 36 entsprechend (Ar- 
tikel 20). Leistungen nach diesem Abkommen werden 
— ebenso wie die Leistungen nach dem Ersten Abkom- 
men — für die Zeit vor dem 1. Januar 1953 nicht gewährt. 
Soweit die Anspruchsvoraussetzungen bei Inkrafttreten 
des Abkommens bereits gegeben sind, werden die Lei- 
stungen mit Wirkung von diesem Zeitpunkt an festgestellt, 
wenn der Antrag innerhalb eines Jahres nach der Ver- 
kündung des Abkommens im österreichischen Bundes- 
gesetzblatt gestellt wird (Artikel 21). 

Artikel 22 Abs, 1 enthält die übliche Ratifizierungs- 
klausel. Artikel 22 Abs. 2 setzt als Zeitpunkt des In- 
krafttretens den 1. Januar 1953 fest An diesem Tag ist 
auch das Erste Abkommen in Kraft getreten. Die Bestim- 
mung des Artikels 1 Nr. 1 kann jedoch ihrer Natur nach 
nur für die Zukunft wirksam sein. Die Vorschriften des 
Ersten Abkommens über die Dauer, die stillschweigende 
Verlängerung, die Kündigung und die sich aus der Kün- 
digung ergebenden Rechtsfolgen gelten entsprechend. 
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II. Schlußprotokol] 


ZuNr. 1: Vergleiche die Vorbemerkungen zum Abkom- 
men. 

Zu Nr. 2: In der Bundesrepublik wird eine Wohnungs- 
beihilfe zu den Rentenleistungen nicht gewährt. 
Insofern muß daher von dem in Artikel 3 Ab- 
satz 1 des Ersten Abkommens vereinbarten 
Grundsatz der uneingeschränkten Leistungsge- 
währung an die beiderseitigen Staatsangehöri- 
gen eine Ausnahme gemacht werden, um die 
Gegenseitigkeit aufrecht zu erhalten. 

ZuNr. 3: Vergleiche Begründung zu Artikel 4 des Ab- 
kommens. 

Zu Nr. 4: Diese Bestimmung stellt klar, daß Verzichts- 
erklärungen, die anläßlich der Einbürgerung in 
Österreich abgegeben worden sind, das Recht 
auf Leistungen nach diesem Abkomrnen nicht 
berühren. 

Zu Nr. 5: Da die künftige Höhe der durch das Zweite 
Abkommen entstehenden finanziellen Verpflich- 
tungen noch nicht im einzelnen übersehen 
werden kann, sollen die Bestimmungen über die 
Beteiligung der Bundesrepublik Deutschland an 
dem Aufwand erneut überprüft werden, wenn 
in den Berechnungsgrundlagen eine wesentliche 
Änderung eintritt. 

Zu Nr. 6: Diese Bestimmung enthält einen Revisionsvor- 
behalt zu Gunsten beider Vertragsstaaten, der 
nach Abschluß eines Staatsvertrages mit Öster- 
reich, eines Friedensvertrages mit Deutschland 
oder einer Vereinbarung mit einem dritten Staat 
über Leistungen und Anwartschaften, die Gegen- 
stand des Zweiten Abkommens sind, eine Über- 
prüfung des Abkommens ermöglicht. 

Das Schlußprotokoll ist ein Bestandteil des Abkommens 

und gilt daher unter denselben Voraussetzungen und für 

dieselbe Zeit wie das Abkommen selbst. 
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